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Gerichtsvollziehervergütungsverordnung – GVVergVO 
Anpassung der letzten Bemessungsgrenze in § 1 Absatz 2 GVVergVO 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
in der Annahme Ihres Interesse teile ich das Folgende mit: 
 
Die Zweite Verordnung zur Änderung der Gerichtsvollziehervergü­
tungsverordnung ist am 21. Oktober 2026 im Gesetz- und Verord­
nungsblatt NRW verkündet worden (GV. NRW. 2026 S. 741) und am 
22. Oktober 2026 in Kraft getreten. 
 
Mit der vorgenannten Verordnung wird die letzte Bemessungsgrenze 
des als Vergütung geleisteten Anteils an den Einnahmen der Gebüh­
ren- und Dokumentenpauschalen auf 60.000 Euro erhöht. 
 
Die zuständigen Dienstbehörden sind angewiesen, bei der Jahresab­
rechnung für das Jahr 2026 die unterjährig geänderte Bemessungs­
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Seite 2 von 2 grenze zu berücksichtigen, d. h. bis zum 21. Oktober 2026 die bishe­
rige Bemessungsgrenze i. H. v. 50.000 EURO und ab dem 22. Oktober 
2026 die geänderte Bemessungsgrenze i. H. v. 60.000 Euro zugrunde 
zu legen. 
 
Um die Nachberechnung im Zuge der Jahresabrechnung zu vereinfa­
chen, wurde den Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvollziehern 
aufgegeben, den Abrechnungsscheinen für die Monate Oktober bis 
Dezember 2026 weiterhin die bisherige Bemessungsgrenze von 
50.000 Euro zugrunde zu legen. Die sich daraus ergebenden Abliefe­
rungsbeträge sind fristgerecht abzuführen. 
 
Für das Jahr 2026 bedarf es daher keiner Änderung der Abrech­
nungsscheine bzw. Anpassung der Software. 
 
Bei den Abrechnungen für das Jahr 2027 und die Folgejahre ist 
die geänderte Bemessungsgrenze in Höhe von 60.000 Euro für 
das gesamte Kalenderjahr zugrunde zu legen.  
 
Ab Januar 2027 haben die Gerichtsvollzieherinnen und Gerichtsvoll­
zieher daher Abrechnungsscheine vorzulegen, die die geänderte 
Bemessungsgrenze berücksichtigen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
Holtgrewe 
 


